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Bezug: Berichtspflicht nach § 4 des Einundzwanzigsten Gesetzes zur Änderung des 
Lastenausgleichsgesetzes 

(21. ÄndG LAG) vom 18. August 1969 (BGBl. I S. 1232) 


Schreiben des Bundesministers des Innern vom 29. März 1974 
- Vt 9-910 102-2/2: 

Nach § 4 des Einundzwanzigsten Gesetzes zur Änderung des 
Lastenausgleichsgesetzes ist dem Deutschen Bundestag in den 
Jahren 1972, 1974 und 1976 jeweils zum 1. April zu berichten, 
wie hoch die Kosten der Erfüllung der Ansprüche auf Haupt- 
entschädigung für Zonenschäden (§ 15 a LAG) nach den bis- 
herigen Ergebnissen anzusetzen sind. Ich komme dieser gesetz- 
lichen Pflicht für das Stichjahr 1974 mit dem folgenden Bericht 
nach, der auf den statistischen Erhebungen der Ausgleichsver- 
waltung nach dem Stand am 31. Dezember 1973 basiert. 

Bericht 

des Bundesministers des Innern an den Deutschen Bundestag 
nach § 4 des Einundzwanzigsten Gesetzes zur Änderung des 
Lastenausgleichsgesetzes (21. ÄndG LAG) vom 18. August 1969 

(BGBL IS. 1232) 

Nach § 4 des 21. ÄndG LAG hat der Bundesminister für Ver- 
triebene, Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister der Finanzen in den Jahren 1972, 1974 
und 1976 jeweils zum 1. April dem Deutschen Bundestag zu 
berichten, wie hoch die Kosten der Erfüllung der Ansprüche auf 
Hauptentschädigung für Zonenschäden (§ 15 a des Lastenaus- 
gleichsgesetzes) nach den bisherigen Ergebnissen anzusetzen 
sind. 

Im Einvernehmen mit dem Bundesminister der Finanzen lege 
ich als der nach § 312 Abs. 3 des Lastenausgleichsgesetzes (LAG) 
für die Betreuung der Vertriebenen, Flüchtlinge und Kriegsge- 
schädigten zuständige Bundesminister dem Deutschen Bundes- 
tag hiermit folgenden Bericht über den voraussichtlichen 
Gesamtaufwand für die Erfüllung der Ansprüche auf Haupt- 
entschädigung für Zonenschäden vor: 
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Der Gesamtschätzung liegen die statistischen Ergebnisse über 
die Schadensfeststellung nach dem Beweissicherungs- und Fest- 
stellungsgesetz (BFG) und über die Zuerkennung der An- 
sprüche auf Hauptentschädigung nach dem Stand am 31. De- 
zember 1973 zugrunde. Sie geht aus von der Gesamtzahl der 
bis zum Ablauf der allgemeinen Antragsfrist am 31. Dezember 
1972 eingegangenen Feststellungsanträge, die teilweise erst im 
Laufe des Jahres 1973 statistisch erfaßt und ausgewertet werden 
konnten, und der Zahl der 1973 eingereichten Feststellungs- 
anträge von Spätberechtigten (§ 30 Abs. 3 Satz 1 BFG). Vom 
1. Januar 1974 an werden noch etwa 30 000 weitere Anträge von 
Spätberechtigten erwartet, die ebenfalls in diese Schätzung 
bereits einbezogen sind. 

Gegenüber dem Bericht 1972 nach dem Ergebnisstand am 
31. Dezember 1971 hat sich die Methode der Schätzung ge- 
wandelt. Die fortschreitende Schadensfeststellung erlaubt es, 
von den Feststellungsergebnissen für die einzelnen Vermögens- 
arten nach Maßgabe der eingereichten Beiblätter auszugehen 
und die Schäden an Einheitswertvermögen mit ihrem tatsäch- 
lichen Gewicht in den Mittelpunkt der Einzelschätzungen zu 
stellen. Diese Methode gibt der Gesamtschätzung einen höheren 
Sicherheitsgrad. Die bisherige Methode diente bei dieser 
Schätzung lediglich noch zur Kontrollrechnung. 

Seit Inkrafttreten des Beweissicherungs- und Feststellungs- 
gesetzes am 30. Mai 1965 bis zum 31. Dezember 1973 sind 
insgesamt 635 189 Anträge auf Feststellung von Zonenschäden 
eingegangen. 


Die Entwicklung zeigt folgendes Bild: 


1965 

43 932 Anträge 

1965/69 

242 236 Anträge 

1966 

87 162 Anträge 

1970 

62 083 Anträge 

1967 

40 677 Anträge 

1971 

79 760 Anträge 

1968 

28 464 Anträge 

1972 

113 052 Anträge 

1969 

42 001 Anträge 

1973 

138 058 Anträge 


242 236 Anträge 


635 189 Anträge 


An Beiblättern zu den Feststellungsanträgen für die einzelnen 
Vermögensarten (ohne Hausrat) liegen vor: 


Land- und Forstwirtschaft 

98 

661 

rd. 

11,7% 

(57 

362 

RM) 

Grundvermögen 

296 

469 

rd. 

35,0 % 

(14 

024 

RM) 

Betriebsvermögen 

112 

472 

rd. 

13,3 % 

(27 

529 

RM) 

Ansprüche und Anteile 

332 

728 

rd. 

39,5 % 

( 4 

602 

RM) 

übriges Vermögen 

12 

389 

rd. 

1,5% 

(24 

036 

RM) 


852 

719 


100 % 





Bei den eingeklammerten Zahlen handelt es sich um die Durch- 
schnittsbeträge der bis zum 31. Dezember 1973 in der jeweiligen 
Vermögensart festgestellten Schäden. 

Von den im Feststellungsverfahren bisher positiv entschiedenen 
185 163 Anträgen wurden in 174 951 Fällen Grundbeträge mit 
einer Gesamtsumme von 1135,4 Mio DM zuerkannt. Hiervon 


*) nur Einzelfälle von Schäden an Urheberrechten 
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sind bisher Grundbeträge in Höhe von 857,4 Mio DM zuzüglich 
132,4 Mio DM Zinszuschläge, insgesamt 989,8 Mio DM durch 
Auszahlung, Anrechnung von laufenden Beihilfen, Umwandlung 
von Aufbaudarlehen und Anrechnungen erfüllt worden. 

Während nach dem Stand am 31. Dezember 1971 der Durch- 
schnittsbetrag der bis dahin zuerkannten Grundbeträge 7530 DM 
betrug, ergab sich 

am 31. Dezember 1972 ein Gesamluurchschnittsbetrag von 
6540 DM, 

am 31. Dezember 1973 ein Gesamtdurchschnittsbetrag von 
6490 DM. 

Die Entwicklung der Durchschnittsbeträge in den einzelnen 
Vierteljahren 1972 und 1973 (jeweils in sich) zeigt folgendes 


Bild: 




1972/1 

5550 DM 

1973/1 

5736 DM 

1972/11 

5477 DM 

1973/11 

6386 DM 

1972/III 

5658 DM 

1973/III 

6581 DM 

1 972/1 V 

6153 DM 

1 973/1 V 

6850 DM 


Eine steigende Tendenz der Grundbeträge ist unverkennbar. 
Für die Gesamtschätzung wurde wegen ihrer durchschlagenden 
Bedeutung von den Fällen der Einheitswertvermögen ausge- 
gangen. Bei der Land- und Forstwirtschaft handelt es sich um 
rd. 100 000, beim Betriebsvermögen um rd. 110 000 wirtschaft- 
liche Einheiten. Beim Grundvermögen wurde nach der bisheri- 
gen Erfahrung angenommen, daß - nach gegenwärtiger Such- 
end Rechtslage - in etwa einem Drittel der Fälle der Tatbestand 
einer Wegnahme im Sinne des § 4 BFG zu verneinen ist. Es 
wurden daher nur 200 000 wirtschaftliche Einheiten dieser Ver- 
mögensart in die Schätzung einbezogen. Bei den danach ver- 
bleibenden insgesamt 410 000 wirtschaftlichen Einheiten des 
Grundbesitzes und des gewerblichen Vermögens wurde ein 
Zuschlag für künftig noch zu erwartende Anträge und ein 
Abschlag für Ablehnungen und Fälle des Zusammentreffens 
von entsprechenden Schäden bei demselben unmittelbar Ge- 
schädigten vorgenommen, die Gesamtzahl im Ergebnis um etwa 
10 v. H. gekürzt. 

Danach ergibt sich für das verlorene Einheitsvermögen bei 
370 000 Fällen und einem Durchschnittsgrundbetrag von 
6800 DM insgesamt ein Aufwand für Grundbeträge in Höhe 
von 2520 Mio DM. 

Bei den verlorenen Ansprüchen und Anteilsrechten ist unter- 
stellt, daß 300 000 Schäden auf Sparanlagen entfallen und über- 
wiegend nach § 249 a mit 10 vom Hundert entschädigt werden. 
Die für die noch verbleibenden Ansprüche und Anteilsrechte 
sowie für Schäden an sonstigem Vermögen zuzuerkennenden 
Grundbeträge wurden mit 138 Mio DM + 42 Mio DM, also auf 
zusammen 180 Mio DM angesetzt. 

Nach den Einzelschätzungen für Schäden an Einheitswert- 
vermögen und für Schäden an Wirtschaftsgütern der übrigen 
in den Beiblättern genannten Vermögensarten ergibt sich ein 
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Gesamtbetrag der Grundbeträge für BFG-Schäden von rund 
2,7 Mrd DM. 

Nimmt man die unbare Erfüllung durch Anrechnung, Umwand- 
lung und Verrechnung wie bisher mit rund 250 Mio DM Grund- 
betragsanteil an, so verbleibt für die Barerfüllung ein zu ver- 
zinsender Grundbetragsanteil von insgesamt 2,45 Mrd. DM. 

Nach geltendem Recht kommen bei einer durchschnittlichen 
Verzinsungszeit von fünf bis sechs Jahren im wesentlichen zu 
den bar zu erfüllenden Grundbeträgen Zinszuschläge in Höhe 
von 500 bis 600 Mio DM. Die Gesamtkosten wären hierdurch 
mit rd. 3,2 Mrd DM anzusetzen. 

Die Bundesregierung hat in dem von ihr am 6. März 1974 be- 
schlossenen Entwurf eines Achtundzwanzigsten Änderungs- 
gesetzes zum Lastenausgleich die Gewährung des „Entwurze- 
lungszuschlags" von 10 v. H. zum Grundbetrag der Haupt- 
entschädigung für Zonenschäden zugunsten anerkannter Sowjet- 
zonenflüchtlinge und die Gewährung des Zinszuschlages zu den 
auf Zonenschäden beruhenden Grundbeträgen auf Hauptent- 
schädigung grundsätzlich vom 1. Januar 1953 ab (bisherige 
Regelung: ab 1. Januar 1970) vorgeschlagen. Im Falle der Ver- 
wirklichung dieser Maßnahmen würden sich die Gesamtkosten 
der Hauptentschädigung für Zonenschäden nochmals um etwa 
1,3 Mrd DM auf rd. 4,5 Mrd DM erhöhen. 

Bis zum 31. Dezember 1973 sind (ohne reine Anträge auf Beweis- 
sicherung) 

600 737 Anträge gestellt, 

37 760 Anträge abgelehnt, 

185 163 Anträge positiv entschieden und 

377 814 Anträge noch nicht erledigt. 

Mit den noch zu erwartenden rd. 30 000 Anträgen von Spät- 
berechtigten sind somit noch rd. 410 000 Anträge unbearbeitet, 
von denen voraussichtlich 100 000 Anträge im Feststellungs- 
verfahren abgelehnt und 310 000 Anträge positiv entschieden 
werden. 

Bei einer unterstellten fünfprozentigen Ablehnung im Zuer- 
kennungsverfahren verbleiben noch rd. 290 000 zuzuerkennende 
Hauptentschädigungsansprüche. Diese im Verhältnis zu den 
bisher positiv entschiedenen Zuerkennungsanträgen hohe Zahl 
birgt angesichts der z. Z. wieder steigenden Tendenz der Durch- 
schnittsbeträge ein nicht unerhebliches Risiko hinsichtlich der 
in diesem Bericht geschätzten voraussichtlichen Gesamtaufwen- 
dungen für Zonenschäden in sich. 

Ein weiteres Risiko der möglichen Überschreitung des ge- 
schätzten Gesamtaufwandes liegt darin, daß Fälle, in denen 
nach geltendem Recht der Tatbestand einer Wegnahme bisher 
nicht anerkannt werden kann, bei fortschreitender Sozialisie- 
rung des Grundeigentums in der DDR zu einem späteren Zeit- 
punkt ebenfalls in die Schadensfeststellung nach dem BFG und 
damit in die Entschädigungsregelung nach dem LAG noch ein- 
bezogen werden müssen. 


4 



